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Femmes et transports : une approche différenciée 
Pistes pour aborder la variable du genre dans la mobilité 
 
Les femmes et les hommes ont un comportement et des besoins différents en regard 
de la mobilité. L’approche « genre » est de plus en plus intégrée aux politiques 
urbaines, et en particulier aux politiques relatives à l’aménagement du territoire et 
aux transports. Le Canada se profile à la pointe des réflexions en la matière. Mais en 
Europe, le mouvement suit. Les pays en voie de développement ne sont pas en 
reste, comme le montre la récente tenue, en Afrique du Sud, de la première 
conférence « genre, transport et développement ». Vous trouverez dans ce dossier 
de nombreuses pistes et documents sur le sujet. (langue : français, allemand, 
anglais) 
 
Pour plus d’informations :  
Comparaison femmes/hommes pendulaires – OFS http://www.bfs.admin.ch
Fonds national (étude 1999) http://www.snf.ch/fr/com/prr/prr_arh_99feb25.asp
Ressources de l’organisation City & Shelter http://www.cityshelter.org/13_mobil/00tend.htm
Gender Perspectives For Earth Summit 2002  http://www.earthsummit2002.org/workshop/
Frauen und Männer unterwegs http://www.unterwegs.cc/
 
 
Frauen und Männer unterwegs – Unterschiede in der Mobilität 
Chancengleichheit für Frauen und Männer 
 
Frauen und Männer haben oft unterschiedlichen Mobilitätsansprüche und -
möglichkeiten, was sich aus Faktoren wie Einkommen, Betreuungsaufgaben oder 
Arbeitszeiten ergibt. Die bewusste Wahrnehmung dieser Unterschiede ist Basis für 
eine gute Planungsarbeit und für die Bewertung eines Wegenetzes. Nebst einem 
Leitfaden für die Berücksichtigung der Geschlechterunterschiede in der 
Wegnetzplanung aus Österreich, finden Sie hier die Europäische Charta für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene (siehe v.a. Art. 26) und 
weitere ausgewählte Dokumente. (Sprachen: de, en, fr) 
 
Weitere Informationen:  
Frauen- und Gleichstellungsatlas der Schweiz  http://www.bfs.admin.ch
Schweizerische Nationalfond (Studie1999)http://www.snf.ch/de/com/prr/prr_arh_99feb25.asp
Frauen und Männer unterwegs http://www.unterwegs.cc/
Gender Perspectives For Earth Summit 2002  http://www.earthsummit2002.org/workshop/  
 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/fr/index/regionen/gleichstellungsatlas/erwerbsarbeit_und_beruf/blank/motorisiertes_berufspendlertum.html
http://www.snf.ch/fr/com/prr/prr_arh_99feb25.asp
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http://www.unterwegs.cc/
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GLEICHSTELLUNG VON FRAUEN UND 

MÄNNERN AUF LOKALER EBENE 
 
 

 
 
 
 
 
Eine Charta für die Lokal- und Regionalregierungen Europas 

zur Förderung des Einsatzes ihrer Kompetenzen und 
Partnerschaften mit dem Ziel der Schaffung von mehr 

Gleichheit für ihre Bevölkerung 
 
 
 
 
 
 
 

Erarbeitet und gefördert vom 
Rat der Gemeinden und Regionen Europas und seinen Partnern 



 
EINLEITUNG 

 
Die Europäische Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf lokaler 
Ebene wendet sich an die Lokal- und Regionalregierungen Europas und lädt sie ein, die 
Charta zu unterzeichnen, sich formell und öffentlich zum Grundsatz der Gleichstellung 
von Frauen und Männern zu bekennen und die in der Charta niedergelegten 
Verpflichtungen innerhalb ihres Hoheitsgebiets umzusetzen. 
 
Um die Umsetzung dieser Verpflichtungen zu unterstützen, erklären sich die 
unterzeichnenden Gebietskörperschaften bereit, einen Gleichstellungs-Aktionsplan zu 
erarbeiten, der die für diesen Zweck vorgesehenen Prioritäten, Aktivitäten und 
Ressourcen darlegt. 
 
Darüber hinaus verpflichten sich die unterzeichnenden Gebietskörperschaften, alle 
Institutionen und Organisationen in ihrem Hoheitsgebiet einzubeziehen, um die 
Erreichung echter Gleichstellung in der Praxis sicherzustellen. 
 
Die Charta wurde im Rahmen eines Projekts (2005-2006) erarbeitet, das vom Rat der 
Gemeinden und Regionen Europas zusammen mit zahlreichen nachstehend aufgeführten 
Partnern durchgeführt wurde. Das Projekt wurde von der Europäischen Kommission im 
Rahmen des 5. Aktionsprogramms der Gemeinschaft für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern unterstützt. 
 

* * * * * * * * * 
 
Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist ein Grundrecht aller Menschen sowie ein 
Grundwert jeder Demokratie. Um dieses Ziel zu erreichen, muss dieses Recht nicht nur 
vor dem Gesetz anerkannt sein, sondern wirksam auf alle Bereiche des Lebens 
angewendet werden: Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur. 
 
Trotz vielfältiger formaler Anerkennung und zahlreicher Fortschritte ist die 
Gleichstellung von Frauen und Männern im Alltag noch immer nicht Realität geworden. 
Frauen und Männer genießen in der Praxis nicht dieselben Rechte. Gesellschaftliche, 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Ungleichheiten bestehen weiterhin, etwa bei 
Löhnen und Gehältern sowie bei der politischen Vertretung, in der Frauen 
unterrepräsentiert sind. 
 
Diese Ungleichheiten sind das Ergebnis sozialer Konstrukte, die auf zahlreichen 
Stereotypen in den Bereichen Familie, Bildung, Kultur, Medien, Arbeitswelt, 
gesellschaftliche Organisation usw. beruhen. Es existieren nach wie vor viele Felder, in 
denen Handlungsbedarf besteht, in denen neue Ansätze und strukturelle Veränderungen 
eingeführt werden können. 
 
Als die den BürgerInnen am nächsten stehende Regierungsebene sind Lokal- und 
Regionalbehörden am besten geeignet, die Fortdauer und Neubildung von Ungleichheiten 



zu bekämpfen und eine wahrhaft egalitäre Gesellschaft zu fördern. Durch ihre 
Kompetenzbereiche und Kooperationen mit der ganzen Bandbreite lokaler AkteurInnen 
können sie konkrete Aktionen zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern 
setzen. 
 
Darüber hinaus ist das Subsidiaritätsprinzip für die praktische Umsetzung des Rechts auf 
Gleichstellung von Frauen und Männern besonders wichtig. Dieses Prinzip gilt für alle 
Regierungsebenen – europäisch, national, regional und lokal. Während den Lokal- und 
Regionalregierungen Europas unterschiedliche Verantwortungsbereiche zukommen, 
können und müssen sie alle eine positive Rolle in der Förderung der Gleichstellung 
spielen, und zwar in praktischer Weise, die sich auf das tägliche Leben ihrer Bevölkerung 
auswirkt. 
 
Die Prinzipien der lokalen und regionalen Selbstbestimmung sind eng mit dem 
Subsidiaritätsprinzip verbunden. Die Europäische Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung des Europarats aus dem Jahr 1985, welche von einer großen Mehrheit 
europäischer Staaten unterzeichnet und ratifiziert wurde, betont „das Recht und die 
tatsächliche Fähigkeit der kommunalen Gebietskörperschaften, im Rahmen der Gesetze 
einen wesentlichen Teil der öffentlichen Angelegenheiten in eigener Verantwortung zum 
Wohl ihrer EinwohnerInnen zu regeln und zu gestalten.“ Die Umsetzung und Förderung 
das Rechts auf Gleichstellung muss im Zentrum dieses Konzepts kommunaler 
Selbstverwaltung verankert sein. 
 
Die lokale oder regionale Demokratie muss sicherstellen, dass hinsichtlich ganz 
konkreter Aspekte des täglichen Lebens wie etwa Wohnraum, Sicherheit, öffentliche 
Verkehrsmittel, Arbeitswelt oder Gesundheit die sinnvollsten Entscheidungen getroffen 
werden. 
 
Außerdem ermöglicht die umfassende Einbeziehung von Frauen in die Entwicklung und 
Umsetzung lokaler und regionaler Politiken eine Berücksichtigung ihrer 
Lebenserfahrungen, Kenntnisse und Kreativität. 
 
Wenn wir eine Gesellschaft schaffen wollen, die auf Gleichstellung beruht, müssen 
Lokal- und Regionalregierungen die Genderdimension in ihrer Politik, Organisation und 
praktischen Arbeit umfassend berücksichtigen. In der Welt von heute und morgen ist eine 
echte Gleichstellung von Frauen und Männern auch der Schlüssel zu unserem 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfolg – nicht nur auf europäischer oder 
nationaler Ebene, sondern auch in unseren Regionen, Städten und Gemeinden. 
 

* * * * * * * * * 
 
Der Rat der Gemeinden und Regionen Europas und sein Ausschuss gewählter 
VertreterInnen lokaler und regionaler Behörden treten seit vielen Jahren aktiv für die 
Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern auf der lokalen und regionalen 
Ebene ein. Im Jahr 2005 stellte der RGRE ein konkretes Instrument für Lokal- und 
Regionalbehörden in Europa vor: die „Stadt der Gleichstellung“. Durch die Benennung 



von Good Practices in bestimmten europäischen Städten und Gemeinden gibt uns die 
„Stadt der Gleichstellung“ eine Methodik an die Hand, mit der Politiken zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern auf der lokalen und regionalen Ebene umgesetzt 
werden können. Die vorliegende Charta baut auf dieser Arbeit auf. 
 
Die Rolle der Lokal- und Regionalregierungen für die Gleichstellungsförderung wurde in 
der 1998 angenommenen Weltweiten Erklärung der IULA (International Union of Local 
Authorities) über Frauen in der Lokalregierung bestätigt. Die neue weltweite 
Organisation United Cities and Local Governments bezeichnet die Gleichstellung von 
Frauen und Männern als eines ihrer Hauptziele. 

 



 
PRÄAMBEL 

 
 
Der Rat der Gemeinden und Regionen Europas als Vertreter der europäischen 
Lokal- und Regionalregierungen hat zusammen mit den folgenden PartnerInnen: 
 
Österreichischer Städtebund 

Nationale Vereinigung der Gemeinden der Republik Bulgarien 

Union der Gemeinden Zyperns  

Union der Städte und Gemeinden der Tschechischen Republik 

Vereinigung finnischer Lokal- und Regionalbehörden 

Französische Sektion des RGRE (AFCCRE) 

Deutsche Sektion des RGRE 

Zentralvereinigung der Gemeinden und Kommunen Griechenlands (KEDKE) 

Ungarische Nationalvereinigung lokaler Gebietskörperschaften (TÖOSZ) 

Italienische Sektion des RGRE (AICCRE) 

Toskanische Föderation der AICCRE 

Vereinigung luxemburgischer Städte und Gemeinden (SYVICOL) 

Vereinigung polnischer Städte 

Spanischer Bund der Gemeinden und Provinzen (FEMP) 

Baskische Gemeindevereinigung 

Bund der Gemeinden und Provinzen von Extremadura (FEMPEX) 

Stadt Wien (Österreich) 

Stadt Saint Jean de la Ruelle (Frankreich) 

Stadt Frankfurt am Main (Deutschland) 

Stadt Burguillos del Cerro (Spanien) 

Stadt Cartagena (Spanien) 

Stadt Sevilla (Spanien) 

Stadt Valencia (Spanien) 

Stehender Ausschuss der Euro-Mediterranen Partnerschaft lokaler und regionaler 
Behörden (COPPEM) 

Agentur für Zeit und Mobilität Belfort-Montbéliard (Frankreich) 

 
 



im Bewusstein, dass die Europäische Gemeinschaft und die Europäische Union auf 
Grundrechten und Grundfreiheiten gründen, zu denen auch die Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern zählt, und die europäische Gesetzgebung die 
Basis für die auf diesem Gebiet in Europa erzielten Fortschritte geliefert hat; 
 
im Bewusstsein des internationalen Gesetzesrahmens für Menschenrechte der Vereinten 
Nationen und insbesondere der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und der 1979 
angenommenen Konvention über die Abschaffung aller Formen von Diskriminierung 
gegen Frauen; 
 
unter Betonung des wesentlichen Beitrags des Europarats zur Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern und der kommunalen Selbstverwaltung; 
 
in der Erwägung, dass die Gleichstellung von Frauen und Männern den Willen 
voraussetzt, in den drei einander ergänzenden Bereichen Handlungen zu setzen, die zu 
ihrer Erreichung nötig sind, nämlich in der Abschaffung direkter Ungleichheiten, der 
Beseitigung indirekter Ungleichheiten und der Schaffung eines politischen, rechtlichen 
und gesellschaftlichen Umfelds, das die proaktive Entwicklung einer egalitären 
Demokratie fördert; 
 
im Bedauern über die noch immer vorhandene Diskrepanz zwischen der gesetzlichen 
Anerkennung des Rechts auf Gleichstellung und der tatsächlichen und praktischen 
Anwendung dieses Rechts; 
 
in der Erwägung, dass Lokal- und Regionalregierungen in Europa eine entscheidende 
Rolle für ihre BürgerInnen und EinwohnerInnen spielen und spielen müssen, um das 
Recht auf Gleichstellung – insbesondere von Frauen und Männern – in allen ihren 
Verantwortungsbereichen umzusetzen; 
 
in der Erwägung, dass eine ausgewogene Mitwirkung und Vertretung von Frauen und 
Männern in Entscheidungsprozessen und Führungspositionen von wesentlicher 
demokratischer Bedeutung ist; 
 
inspiriert vor allem durch die 1979 angenommene Konvention über die Abschaffung 
aller Formen von Diskriminierung gegen Frauen, die Erklärung und Aktionsplattform der 
Vereinten Nationen von Beijing aus dem Jahr 1995 sowie die Beschlüsse der 23. 
Sondersitzung der UNO-Generalversammlung im Jahr 2000 (Beijing +5), die Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, die Empfehlung des Rates vom Dezember 1996 
über die ausgewogene Mitwirkung von Frauen und Männern an Entscheidungsprozessen 
und die Weltweite Erklärung der International Union of Local Authorities aus dem Jahr 
1998 über Frauen in der Lokalregierung; 
 
im Wunsch, an den fünfundzwanzigsten Jahrestag des Inkrafttretens der UNO-
Konvention über die Abschaffung aller Formen von Diskriminierung gegen Frauen im 
September 1981 zu erinnern; 
 



diese Europäische Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf 
lokaler Ebene erarbeitet und fordert die Lokal- und Regionalregierungen Europas 
auf, diese Charta zu unterzeichnen und umzusetzen. 



Artikel 23 – Menschenhandel 
 
(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt, dass das Verbrechen des 

Menschenhandels, dem vor allem Frauen und Mädchen zum Opfer fallen, eine 
Verletzung grundlegender Menschenrechte darstellt und gegen die Würde und 
körperliche und emotionale Integrität von Menschen verstößt. 

 
(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner verpflichtet sich, Politiken und Aktionen zur 

Verhinderung des Menschenhandels einzurichten und zu verstärken, zu denen auch 
die folgenden zählen: 

 
• Informations- und Bewussteinsbildungskampagnen; 

 
• Ausbildungsprogramme für professionelle MitarbeiterInnen, deren Aufgabe das 

Erkennen und die Unterstützung von Opfern ist; 
 

• Maßnahmen zur Bekämpfung der Nachfrage; 
 

• entsprechende Maßnahmen zur Unterstützung von Opfern einschließlich des 
Zugangs zu medizinischer Behandlung, angemessenem und sicherem Wohnraum 
und Übersetzungsdiensten. 

 
 

PLANUNG UND NACHHALTIGE ENTWICKLUNG 
 
 

Artikel 24 - Nachhaltige Entwicklung 
 
(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt, dass die Grundsätze nachhaltiger 

Entwicklung bei der Planung und Entwicklung von Zukunftsstrategien für das eigene 
Hoheitsgebiet umfassend beachtet werden müssen, wozu auch die ausgewogene 
Integration der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und Umweltdimension und 
insbesondere die Notwendigkeit zählt, die Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
fördern und anzustreben. 

 
(2) Daher verpflichtet sich die/der Unterzeichner/in, den Grundsatz der Gleichstellung 

von Frauen und Männern als grundlegende Dimension in allen Planungen oder 
Strategieentwicklungen für die nachhaltige Entwicklung des eigenen Hoheitsgebiets 
zu berücksichtigen. 

 
 



Artikel 25 – Stadt- und Lokalplanung 
 
(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt die Bedeutung der Raumplanungs-, 

Verkehrs-, Wirtschaftsentwicklungs- und Bodennutzungspläne und -politiken für die 
Schaffung eines Rahmens, innerhalb dessen das Recht auf die Gleichstellung von 
Frauen und Männern auf lokaler Ebene umfassender umgesetzt werden kann. 

 
(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner verpflichtet sich sicherzustellen, dass bei der 

Erstellung, Annahme und Umsetzung dieser Politiken und Pläne 
 

• die Notwendigkeit der Förderung echter Gleichstellung in allen Bereichen der 
lokalen Ebene umfassend berücksichtigt wird; 

 
• die besonderen Bedürfnisse von Frauen und Männern z.B. im Hinblick auf 

Beschäftigung, Zugang zu Dienstleistungen und Kultur, Bildung und familiäre 
Pflichten auf Grundlage relevanter lokaler und sonstiger Daten einschließlich der 
Gender Assessments des Unterzeichners angemessen berücksichtigt werden; 

 
• qualitativ hochwertige Gestaltungslösungen angenommen werden, welche die 

besonderen Bedürfnisse von Frauen und Männern berücksichtigen. 
 
 

Artikel 26 – Mobilität und Verkehr 
 
(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt, dass Mobilität und Zugang zu 

Verkehrsmitteln grundlegende Bedingungen für Frauen und Männer darstellen, um 
viele ihrer Rechte, Aufgaben und Aktivitäten wahrnehmen zu können, wozu auch der 
Zugang zu Arbeit, Bildung, Kultur und wichtigen Dienstleistungen zählt. Außerdem 
anerkennt die/der Unterzeichner/in, dass die Nachhaltigkeit und der Erfolg einer 
Gemeinde oder Region in wesentlichem Ausmaß von der Entwicklung einer 
effizienten, qualitativ hochwertigen Verkehrsinfrastruktur und öffentlicher 
Verkehrsmittel abhängt. 

 
(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt darüber hinaus, dass Frauen und 

Männer in der Praxis oft unterschiedliche Bedürfnisse und Nutzungsarten von 
Mobilität und Verkehrsmitteln aufweisen, was sich aus Faktoren wie Einkommen, 
Betreuungsaufgaben oder Arbeitszeiten ergibt, und dass Frauen öffentliche 
Verkehrsmittel tendenziell intensiver nutzen als Männer. 

 
(3) Daher verpflichtet sich die/der Unterzeichner/in, 
 

(a) die entsprechenden Mobilitätsbedürfnisse und Nutzungsarten von Frauen und 
Männern aus städtischen wie ländlichen Kommunen zu berücksichtigen; 

 
(b) sicherzustellen, dass die den BürgerInnen im Hoheitsgebiet des Unterzeichners 

zur Verfügung stehenden Verkehrsmittel dazu beitragen, besondere wie 



gemeinsame Bedürfnisse von Frauen und Männern abzudecken und echte 
Gleichstellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene zu erreichen. 

 
(4) Darüber hinaus verpflichtet sich die/der Unterzeichner/in, die allmähliche 

Verbesserung der öffentlichen Verkehrsmittel in bzw. für das Hoheitsgebiet 
einschließlich intermodaler Verbindungen zu fördern, um so die besonderen wie 
gemeinsamen Bedürfnisse von Frauen und Männern im Hinblick auf zuverlässige, 
leistbare, sichere und leicht zugängliche Verkehrsmittel abzudecken und zu 
nachhaltiger Entwicklung beizutragen. 

 
 

Artikel 27 – Wirtschaftliche Entwicklung 
 
(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt, dass eine ausgewogene und 

nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung ein wesentliches Merkmal jeder 
erfolgreichen Gemeinde oder Region darstellt und die eigenen Aktivitäten und 
Dienstleistungen auf diesem Gebiet beträchtlich zur Förderung der Gleichstellung 
von Frauen und Männern beitragen können. 

 
(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt die Notwendigkeit, die weibliche 

Beschäftigungsquote und -qualität zu erhöhen, sowie auch, dass das Armutsrisiko im 
Zusammenhang mit Langzeitarbeitslosigkeit und unbezahlter Arbeit für Frauen 
besonders hoch ist. 

 
(3) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner verpflichtet sich, hinsichtlich der Aktivitäten 

und Dienstleistungen auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Entwicklung die 
Bedürfnisse und Interessen von Frauen und Männern sowie die Chancen zur 
Förderung der Gleichstellung umfassend zu berücksichtigen und entsprechende 
Handlungen zu setzen, z.B.: 

 
• Unterstützung von Unternehmerinnen; 
 
• Sicherstellen, dass finanzielle und sonstige Formen der Unternehmensförderung 

auch die Gleichstellung der Geschlechter unterstützen; 
 
• Ermutigung weiblicher bzw. männlicher Auszubildender, Qualifikationen in 

Berufen anzustreben und zu erreichen, die traditionell als „männlich“ bzw. 
umgekehrt als „weiblich“ gelten; 

 
• Ermutigung von ArbeitgeberInnen, weibliche bzw. männliche Lehrlinge und 

Auszubildende mit Fähigkeiten, Qualifikationen und Profilen einzustellen, die 
traditionell als „männlich“ bzw. umgekehrt als „weiblich“ gelten. 

 
 



Artikel 28 – Umwelt 
 
(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt ihre/seine Verpflichtung, auf ein 

hohes Maß an Schutz und Verbesserung der Umweltqualität im eigenen 
Hoheitsbereich hinzuarbeiten, wozu auch lokale Politiken in den Bereichen Abfall, 
Lärm, Luftqualität, Biodiversität und Auswirkungen der Klimaänderung zählen. Es 
anerkennt das gleiche Recht von Frauen und Männern, Nutzen aus den 
umweltrelevanten Dienstleistungen und Politiken zu ziehen. 

 
(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt, dass die Lebensweisen von Frauen 

und Männern in vieler Hinsicht unterschiedlich sind, und dass Frauen und Männer 
lokale Dienstleistungen und öffentliche wie Freiräume oft unterschiedlich nutzen 
bzw. sich unterschiedlichen Umweltproblemen gegenübersehen. 

 
(3) Daher verpflichtet sich die/der Unterzeichner/in, bei der Entwicklung der eigenen 

Umweltpolitiken und -dienstleistungen die besonderen Bedürfnisse und 
Lebensweisen von Frauen und Männern sowie den Grundsatz der Solidarität 
zwischen den Generationen gleichermaßen zu berücksichtigen. 

 
 

ROLLE ALS REGULIERUNGSBEHÖRDE 
 
 

Artikel 29 – Die Lokalregierung als Regulierungsbehörde 
 

(1) Bei der Durchführung der Aufgaben und Wahrnehmung der Kompetenzen als 
Regulierungsbehörde für entsprechende Aktivitäten im eigenen Hoheitsgebiet 
anerkennt die/der Unterzeichner/in die wichtige Rolle, die effiziente 
Regulierungsfunktionen und Konsumentenschutz für Sicherheit und Wohlergehen der 
lokalen Bevölkerung spielen, und ist sich bewusst, dass Frauen und Männer von 
verschiedenen Regulierungsaktivitäten unter Umständen unterschiedlich betroffen 
sind. 

 
(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner verpflichtet sich, bei der Durchführung der 

Regulierungsaufgaben die besonderen Bedürfnisse, Interessen und 
Lebensbedingungen von Frauen und Männern zu berücksichtigen. 

 
 
STÄDTEPARTNERSCHAFTEN UND INTERNATIONALE KOOPERATIONEN 

 
 

Artikel 30 
 

(1) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner anerkennt den Nutzen von 
Städtepartnerschaften und europäischen wie internationalen Kooperationen zwischen 
Lokal- und Regionalregierungen zur Knüpfung engerer Kontakte zwischen der 



Bevölkerung und Förderung gegenseitigen Lernens und Verständnisses über 
Landesgrenzen hinweg. 
 

(2) Die Unterzeichnerin/der Unterzeichner verpflichtet sich, in allen Aktivitäten auf dem 
Gebiet der Städtepartnerschaften und europäischen wie internationalen 
Kooperationen 
 

• Frauen und Männer mit unterschiedlichem Hintergrund in gleichem Maße zu 
fördern; 

 
• die Kontakte im Rahmen von Städtepartnerschaften, europäischen und 

internationalen Partnerschaften als Plattform für den Austausch von 
Erfahrungen und gegenseitige Lernprozesse betreffend Fragen der 
Gleichstellung von Frauen und Männern zu nützen; 

 
• die Dimension der Gleichstellung der Geschlechter in dezentralisierte 

Kooperationsaktivitäten einzubringen. 
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